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Kontokorrent 

§ 355. (1) Vereinbart jemand mit einem Unternehmer, mit dem er in Geschäftsverbindung steht, dass 
die aus der Verbindung entspringenden beiderseitigen Ansprüche und Leistungen nebst Zinsen in 
Rechnung gestellt und in regelmäßigen Zeitabschnitten durch Verrechnung und Feststellung des für den 
einen oder anderen Teil sich ergebenden Überschusses ausgeglichen werden (laufende Rechnung, 
Kontokorrent), so treten, soweit nicht ein anderes vereinbart ist, die in den folgenden Bestimmungen 
geregelten Rechtswirkungen ein. 

(2) Die Rechnungsperiode beträgt ein Jahr. 

(3) Zum Ende der Rechnungsperiode kommt es zur Verrechnung der beiderseitigen Ansprüche und 
Leistungen nebst Zinsen. Die §§ 1415 und 1416 ABGB sind anzuwenden. 

(4) Jeder Teil hat gegen den anderen einen Anspruch auf Feststellung des Rechnungsabschlusses. 
Liegt ein festgestellter Rechnungsabschluss vor, so kann derjenige, dem daraus ein Überschuss zusteht, 
sich zur Begründung seines Anspruchs auch auf diesen berufen. Die Einwendung des anderen Teils, der 
Gläubiger werde dadurch ungerechtfertigt bereichert, bleibt unberührt. Derjenige, dem beim 
Rechnungsabschluss ein Überschuss gebührt, kann vom Tag des Abschlusses an Zinsen vom Überschuss 
verlangen, auch soweit in der Rechnung Zinsen enthalten sind. 

(5) Die laufende Rechnung kann im Zweifel auch während der Dauer einer Rechnungsperiode 
jederzeit mit der Wirkung gekündigt werden, dass derjenige, dem nach der Rechnung ein Überschuss 
gebührt, dessen Zahlung beanspruchen kann. 

(6) Das Sich-Berufen auf einen Rechnungsabschluss, der unter Verwendung einer gegen ein 
gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verstoßenden Bedingung in Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen oder Formblättern für Verträge aufgestellt wurde, steht einem Sich-Berufen auf 
eine solche Bedingung im Sinn des § 28 Abs. 1 letzter Satz KSchG gleich. 


